
§ 5.7 Fraktionen

Ein zentrales Recht, das aus dem „freienMandat“der Abgeordneten (Art. 38 I 2 GG)
hergeleitet wird, ist das Recht, sich nach eigenem Ermessenmit anderen Mandats-
träger:innen zusammenzuschließen (Assoziationsrecht),1 um so persönlichen
Gemeinwohlvorstellungen im Parlament mehr Gewicht verleihen zu können. Die
Funktion, Abgeordnete mit ähnlichen politischen Überzeugungen in ihrem Zu-
sammenwirken zu koordinieren, übernehmen im Parlament die Fraktionen. Als
„Tendenzgemeinschaften“2 in ebendiesem Sinne gestatten sie ihren Mitgliedern
eine arbeitsteilige Aufgabenorganisation, die mittlerweile schlechterdings unver-
zichtbar geworden ist.3

A. Allgemeines

I. Voraussetzungen des Fraktionsbegriffes nach § 10 I 1 GOBT

Die GOBT definiert „Fraktionen“ in § 10 I 1 GOBT als Vereinigungen von mindes-
tens fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages, die derselben Partei oder
solchen Parteien angehören, die auf Grund gleichgerichteter politischer Ziele in
keinem Land miteinander imWettbewerb stehen. Eine Einordnung als „Fraktion“
in diesem Sinne ist also von zwei Voraussetzungen abhängig:

Erstens müssen die Abgeordneten zusammen fünf Prozent der Mitglieder
des Bundestages stellen.4 Diese Hürde lässt sich mit der Erwägung begründen,
dass es dem Bundestag im Rahmen seiner Geschäftsordnungsautonomie (Art. 40 I
2 GG) offenstehen muss, seine Funktionsfähigkeit dahingehend abzusichern, dass
nur solche Gruppierungen von Mandatsträger:innen in den Genuss besonderer
Fraktionsrechte kommen sollen, die eine gewisseMitgliederzahl (ein gewisses „po-
litisches Gewicht“) hinter sich vereinen können.5 Als „Fraktion“ anerkennt die
GOBT zweitens nur Zusammenschlüsse solcherAbgeordneter, die entweder dersel-
ben Partei oder solchen Parteien angehören, die auf Grund gleichgerichteter politi-

1 Mit Blick auf Fraktionen etwa BVerfG, Urt. v. 14.1.1986, Az: 2 BvE 14/83 u. a., Rn. 129 = BVerfGE
70, 324 (354) –Haushaltskontrolle der Nachrichtendienste; ferner duMesnil/Müller, JuS 2016, 603
(606).
2 Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 38 Rn. 180 (vgl. auch Rn. 192).
3 Schmidt-Jortzig/Hansen, NVwZ 1994, 1145 (1146).
4 Die Schwelle orientiert sich offenbar an der Sperrklausel des § 6 III 1 BWahlG.
5 In diesem Sinne BVerfG, Beschl. v. 17.9.1997, Az: 2 BvE 4/95, Rn. 62 = BVerfGE 96, 264 (278 f.) –
Fraktions- und Gruppenstatus; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020, Art. 38 Rn. 57.
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scher Ziele in keinem Land miteinander imWettbewerb stehen. Dieses „Homoge-
nitätsgebot“ soll verhindern, dass sich Parlamentarier:innen unterschiedlichster
Strömungen allein zu dem Zweck zusammenschließen, besondere Rechte einer
Fraktion für sich in Anspruch nehmen zu können.6 Die zweite Variante dieser Be-
stimmung rekurriert auf die Fraktionsgemeinschaft von CDU und CSU.7 Schließen
sich Abgeordnete abweichend von Satz 1 zusammen, sieht § 10 I 2 GOBT die Mög-
lichkeit einerAnerkennungalsFraktion imWegeeinesBundestagsbeschlussesvor.

Ein Vorliegen der Voraussetzungen unterliegt der ständigen Überprüfung
durch den oder die Präsident:in des Bundestages als Vertreter:in des Parlaments.8

Insoweit ist zu bedenken, dass–wie § 62 I Nr. 1 AbgGexplizit anerkennt–der Frak-
tionsstatus erlöschen kann – etwa wenn die Voraussetzungen später entfallen.

Beispiel:Der Abgeordnete A der aus 30Mandatsträger:innen bestehenden D-Fraktion im 600 Par-
lamentarier:innen starken Bundestag verlässt die Fraktion. Da die D nun nicht mehr 5 % der Man-
datsträger:innen stellt, ist die erste Voraussetzung des § 10 I 1 GOBT entfallen.

Abwandlung: A tritt der B-Partei bei, mit der seine ehemalige Partei, die D-Partei, bei Landtags-
wahlen konkurriert. Hier fehlt es an der in § 10 I 1 GOBT geforderten Homogenität, sodass auch in
diesem Falle der Fraktionsstatus – nach herrschender Auffassung: erst mit einem entsprechen-
den Beschluss durch das Plenum des Deutschen Bundestages9 – erlischt.

Da der Zusammenschluss zu einer Fraktion Ausdruck des Assoziationsrechtes
der Abgeordneten ist, muss es ihnen freistehen, diese Bindung durch Mehrheits-
beschluss jederzeit wieder aufzulösen – § 62 I Nr. 2 AbgG sieht diese Möglichkeit
vor. Schließlich endet der Status als Fraktion nach § 62 I Nr. 3 AbgG mit dem Ende
der Wahlperiode (Grundsatz der Diskontinuität).

II. Funktionen

Das BVerfG würdigt Fraktionen in ständiger Rechtsprechung als „notwendige
Einrichtungen des Verfassungslebens“10, in der Literatur wird der Bundestag gar

6 Ipsen, NVwZ 2006, 176 (177 f.); Klein, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlaments-
recht, 2016, § 17 Rn. 13.
7 Ipsen, NVwZ 2006, 176 (178).
8 Klein, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 17 Rn. 14.
9 Diese Auffassung ist aus Gründen der Rechtssicherheit überzeugend, Austermann/Waldhoff,
Parlamentsrecht, 2020, Rn. 255.
10 Erstmals BVerfG, Urt. v. 14.7.1959, Az.: 2 BvE 2, 3/58, Rn. 38 = BVerfGE 10, 4 (14) – Redezeit;
ferner etwa BVerfG, Urt. v. 13.6.1989, Az.: 2 BvE 1/88, Rn. 112 = BVerfGE 80, 188 (219) – Wüppe-
sahl; BVerfG, Urt. v. 16.7.1991, Az.: 2 BvE 1/91, Rn. 79 = BVerfGE 84, 304 (322) – PDS/Linke Liste.
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als „Fraktionenparlament“ beschrieben.11 Damit verbunden ist die Einsicht, dass
Fraktionen (nicht erst seit heute) die zentralen Handlungseinheiten im parlamen-
tarischen Betrieb darstellen.12 Sie markieren insbesondere das „Scharnier, das
Parlament und Parteien miteinander verbindet und verschränkt“13, bilden mit an-
deren Worten die „parlamentarische Entsprechung des modernen Parteienstaa-
tes.“14 Denn praktisch wirken die Parteien als gesellschaftlich verwurzelte Akteu-
re über die Arbeit in den Fraktionen in die parlamentarische Sphäre hinein.15

1 Weiterführendes Wissen

Aus einer parlamentarischen Binnenperspektive erfüllen Fraktionenwichtige Strukturierungs-, In-
tegrations- und Kanalisierungsfunktionen:16 Allen voran ermöglichen sie Abgeordneten die effek-
tive Ausübung ihrer verfassungsmäßigen Rechte, verschaffen ihnenOrientierung imparlamentari-
schen Alltag, entlasten sie über eine (weit ausgreifende) intrafraktionelle Arbeitsteilung und
Organisation und fördern so gleichzeitig eine Ausdifferenzierung sachlicher Expertise unter Man-
datsträger:innen,17 betreiben politisches „Agenda-Setting“, vermitteln und koordinieren politi-
sche Positionen, formen sie zur Entscheidungsreife undwirken über ihreMitglieder und eine eige-
neÖffentlichkeitsarbeit (§ 55 III AbgG) zugleich auf die öffentlicheMeinungsbildung zurück.Wenn
§ 55 I AbgG nüchtern feststellt, dass Fraktionen an der Erfüllung der Aufgaben des Bundestages
mitwirken, ließe sich der Präzisierung halber ergänzen: Sie stellen die Arbeits-, Handlungs- und
Entscheidungsfähigkeit der Abgeordneten wie des Parlaments als Ganzemmaßgeblich erst her.18

11 Etwa Schliesky, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2018, Art. 40 Rn. 15; ähnlich
Schreiber, in: Friauf/Höfling, Berliner Kommentar zum Grundgesetz, 42. EL (VIII/13), Art. 38
Rn. 191; Groh, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Art. 40 Rn. 23.
12 Dies gilt etwa auch für die Fraktionen im Europäischen Parlament, Hölscheidt, in: Grabitz/
Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäischen Union, 75. EL 1/2022, Art. 14 EUV Rn. 92.
13 Dass diese Einordnung bei Klein, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlaments-
recht, 2016, § 17 Rn. 1 recht treffend ist, mag der Befund bestätigen, dass in einschlägigen Lehr-
büchern meist mit Nachdruck darauf hingewiesen werden muss, dass Fraktionen gerade nicht
in jeder Hinsicht „Parteien im Parlament“ (sondern durchaus rechtlich eigenständig) sind, Auster-
mann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 250; zum Bild des Scharniers BVerfG, Urt. v. 14.1.
1986, Az: 2 BvE 14/83 u. a., Rn. 193 = BVerfGE 70, 324 (374 f.) – Haushaltskontrolle der Nachrich-
tendienste (Sondervotum des RichtersMarenholz).
14 Bethge, Art. Fraktion (R.), in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon, Bd. II, 8. Aufl. 2018,
Sp. 813.
15 Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 250; Klein/Schwarz, in: Dürig/Herzog/
Scholz, GG Kommentar, 95. EL 7.2021, Art. 38 Rn. 267.
16 Differenzierung bei Schmidt-Jortzig/Hansen, NVwZ 1994, 1145 (1146).
17 Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 276, die ebd., Rn. 270 ff., einen instrukti-
ven Überblick über die „Binnenstruktur“ der Fraktionen vermitteln.
18 In diesem Sinne bereits der Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes (Fraktionsgesetz), BT-Drucks. 12/4756 v. 20.4.1993, S. 4. Zu den Funktionen einer
Fraktion etwa Schmidt-Jortzig/Hansen, NVwZ 1994, 1145 (1146); Kersten, in: Herdegen/Masing/
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III. Rechtsgrundlagen

Im Grundgesetz spiegelt sich die praktische Bedeutung der Fraktionen nur be-
dingt wider. Dort werden sie bloß an einer Stelle in Art. 53a I 2 1. HS GG in den
Vorschriften über den Gemeinsamen Ausschuss erwähnt. Vor dem Hintergrund
ihrer Verwurzelung in der deutschen Verfassungsgeschichte spricht vieles dafür,
dass ihre Existenz schlicht vorausgesetzt wurde.19 Für das Fraktionswesen mittel-
bar von zentraler Bedeutung sind unter anderem aber auch die Vorschriften über
den Abgeordnetenstatus (Art. 38 I 2 GG) und über die Geschäftsordnungsauto-
nomie (Art. 40 I 2 GG).20

Zentrale Rechtsgrundlage für die Rechtsstellung der Fraktionen im Parlament
ist die GOBT, die Fraktionen nicht bloß einen eigenen Abschnitt einräumt (§§ 10–
12 GOBT), sondern ihnen auch eine Vielzahl an Rechten im Rahmen des parla-
mentarischen Verfahrens zuteilwerden lässt. Weitere Bestimmungen finden sich
in den §§ 53–62 AbgG, die (anders als die Vorschriften der GOBT) vornehmlich
die rechtlichen Außenbeziehungen einer Fraktion in den Blick nehmen.21

B. Rechtsnatur

Seit jeher kontrovers debattiert wird die Rechtsnatur der Parlamentsfraktionen.
Diesbezüglich existieren zahlreiche Auffassungen, die im Folgenden nur kur-
sorisch dargestellt werden sollen.22

Eine frühe Auffassung hat den Vorschlag unterbreitet, Fraktionen dem bür-
gerlichen Vereinsrecht der §§ 21 ff. BGB zuzuschlagen und sie (mangels Eintra-
gung in das Vereinsregister) als nicht rechtsfähige Vereine im Sinne des § 54 BGB

Poscher/Gärditz, Handbuch des Verfassungsrechts, 2021, § 11 Rn. 26; Morlok, in: Dreier, GG,
Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 38 Rn. 179 ff.
19 Ausdrücklich Bethge, Art. Fraktion (R.), in: Görres-Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon, Bd. II,
8. Aufl. 2018, Sp. 814; Grzeszick, NVwZ 2017, 985 (985).
20 Instruktiv BVerfG, Urt. v. 13.6.1989, Az.: 2 BvE 1/88, Rn. 109 ff. = BVerfGE 80, 188 (217 ff.) –
Wüppesahl; Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 250; ähnlich Brocker, in: Kahl/
Waldhoff/Walter, Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 200. Akt. 9.2019, Art. 40 Rn. 217 f.
21 Als Geschäftsordnungsrecht beschränkt sich die GOBT naturgemäß auf Fragen parlamentari-
scher Binnenorganisation (und muss sich letztlich hierauf beschränken), andererseits enthält
sich das AbgG in dieser Hinsicht näherer Vorgaben (§ 53 II AbgG); zum Zusammenspiel zwischen
GOBT und AbgG Schmidt-Jortzig/Hansen, NVwZ 1994, 1145 (1146 f.).
22 Überblick bei Jekewitz, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989, § 37
Rn. 51 ff.; Hölscheidt, ZParl 25 (1994), 353 (364 f.); Grzeszick, NVwZ 2017, 985 (985 ff.); Auster-
mann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 247.
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zu qualifizieren. Eine ähnliche Ansicht möchte die Fraktion als „innenrechtsfähi-
gen Verein des Bürgerlichen Rechts“ einordnen.23 Gegen solche Zuordnungsver-
suche spricht, dass sie die Fraktion als Vereinigung von Parlamentarier:innen
(§ 53 I AbgG) in ihrer besonderen Funktion als Mandatsträger:innen nur unzurei-
chend in den Blick bekommen.24

Inzwischen wird die auch und vor allem „öffentlich-rechtliche Natur“25 der
Fraktionen allgemein anerkannt. Gleichwohl existieren unterschiedliche Auffas-
sungen hinsichtlich ihrer genaueren Einordnung: Manche möchten sie als Orga-
ne oder Organteile des Bundestages fassen.26 Dieser Auffassung wird mit dem
Einwand begegnet, dass Fraktionen nicht die Gesamtheit des Parlaments reprä-
sentieren und schon deshalb nicht als Organ(-teile) desselben in Betracht kä-
men.27 Andere wiederum erkennen in der Fraktion ein „Staatsorgan sui gene-
ris“28 oder einen Verein öffentlichen Rechts29. Schließlich wird häufig ihre
„duale Rechtsnatur“30 hervorgehoben – das heißt ihre Teilnahme am allgemei-
nen Rechtsverkehr einerseits und ihre Einbindung in die parlamentarische Sphä-
re andererseits.

Bei all diesen Kategorisierungsversuchen lassen inzwischen mehr und mehr
Stimmen die Frage der Rechtsnatur ausdrücklich offen. Argumentiert wird mit der
fehlenden praktischen Relevanz einer Festlegung.31 Das mag die Rechtsprechung
des BVerfG bestätigen, die sich in dieser Frage bislang zurückhaltend zeigt.32 Je-

23 Nachweise bei Jekewitz, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989, § 37
Rn. 54.
24 Zur Kritik etwa Jekewitz, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989,
§ 37 Rn. 54; Grzeszick, NVwZ 2017, 985 (987); Schmidt-Jortzig/Hansen, NVwZ 1994, 116 (117).
25 Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 247.
26 Etwa Butzer, in: BeckOK GG, 50. Ed. 15.2.2022, Art. 38 Rn. 180; Ipsen, NVwZ 2005, 361 (362 f.);
für die Fraktionen des Europäischen Parlaments auch Kluth, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV,
6. Aufl. 2022, Art. 14 EUV Rn. 36; Hölscheidt, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europäi-
schen Union, 75. EL 1/2022, Art. 14 EUV Rn. 95; Hölscheidt, Das Recht der Parlamentsfraktionen,
2001, S. 325 f.
27 Etwa Jekewitz, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989, § 37 Rn. 52;
Brocker, in: Kahl/Waldhoff/Walter, Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 200. Akt. 9.2019,
Art. 40 Rn. 211; ablehnend auch Groh, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Art. 40 Rn. 23.
28 Etwa Borchert, AöR 102 (1977), 210 (231).
29 Moecke, NJW 1965, 276; Moecke, NJW 1965, 567; Moecke, DÖV 1966, 162.
30 Morlok/Michael, Staatsorganisationsrecht, 5. Aufl. 2021, Rn. 718.
31 Deutlich Jekewitz, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, 1989, § 37
Rn. 54; zustimmend Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Kommentar, 95. EL 7.2021, Art. 40 Rn. 83;
ähnlich Zeh, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 52 Rn. 8.
32 So auch die Wahrnehmung bei Zeh, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. III,
3. Aufl. 2005, § 52 Rn. 8.
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denfalls können Fraktionen heute am allgemeinen Rechtsverkehr teilnehmen und
bilden zugleich „rechtsfähige Einrichtungen des Verfassungslebens“33. Dabei tre-
ten sie zwar praktisch als „Parteien im Parlament“ auf, sind in rechtlicher Hin-
sicht aber von ihrer Partei unabhängig.

C. Einzelne Rechte

I. Gesetzgebungsinitiative

Die Bedeutung der Fraktionen zeigt sich einmal mehr im Rahmen der geschäfts-
ordnungsmäßigen Konkretisierung des Gesetzesinitiativrechts aus Art. 76 I GG.
Während der Verfassungstext offen dahingehend formuliert ist, dass Gesetzes-
vorlagen aus der Mitte des Bundestages eingebracht werden können (womit auch
einzelne Abgeordnete angesprochen sein könnten34), verlangt §§ 76 I, 75 I lit. a)
GOBT die Einbringung von einer Fraktion (oder einer anderen Gruppe mit Frakti-
onsstärke).35 Im Übrigen können Fraktionen Sachverständige für Ausschussanhö-
rungen benennen (§ 70 GOBT), nach der ersten Beratung eines Entwurfs im Ple-
num eine Aussprache herbeiführen (§ 79 1 GOBT) oder noch in dritter Beratung
Änderungsanträge einbringen (§ 85 I 1 GOBT).36

II. Antragsrechte

Die GOBT räumt Fraktionen (genauer: Gruppierungen mit Fraktionsstärke) zahl-
reiche Möglichkeiten ein, den Willensbildungsprozess im Parlament über An-
tragsbefugnisse mitzugestalten. So können sie etwa:
– eine Aussprache verlangen, §§ 79 1, 81 I 1 GOBT,
– nach § 89 GOBT eine Einberufung des Vermittlungsausschusses beantragen

oder
– eine namentliche Abstimmung herbeiführen, § 52 1 GOBT.

33 Morlok/Michael, Staatsorganisationsrecht, 5. Aufl. 2021, Rn. 718.
34 Mann, in: Sachs, Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 76 Rn. 9.
35 Zu dem Konflikt zwischen diesen Vorschriften Bäumerich/Fadavian, JuS 2017, 1067 (1067 f.);
§ 76 I GOBT wird wohl mehrheitlich als verfassungskonform erachtet, Brosius-Gersdorf, in: Drei-
er, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 76 Rn. 54 ff.
36 Zu alledem Krings, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 17
Rn. 54 ff.
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III. Organisatorische Mitwirkungsrechte

Fraktionen genießen eine Vielzahl organisatorischer Mitwirkungsrechte. So stellt
jede von ihnen grundsätzlich einen oder eine Bundestagsvizepräsident:in (§§ 2 I 2,
II GOBT), schlägt Schriftführer:innen vor (§ 3 GOBT) und benennt Mitglieder für
den Ältestenrat (§ 6 I 1 GOBT).

Von großer Bedeutung ist ihre Präsenz in Ausschüssen (§§ 54 ff. GOBT),37 in
denen Parlamentsarbeit maßgeblich stattfindet.38 Die Besetzung ständiger Aus-
schüsse erfolgt gemäß §§ 12 1, 57 I 1 GOBT nach dem Stärkeverhältnis der Fraktio-
nen.39 Denn nach dem verfassungsrechtlich hergeleiteten „Grundsatz der Spie-
gelbildlichkeit […] muss grundsätzlich jeder Ausschuss ein verkleinertes Abbild
des Plenums sein und in seiner Zusammensetzung die Zusammensetzung des Ple-
nums in seiner politischen Gewichtung widerspiegeln“40. Diesem Grundsatz ist
Rechnung zu tragen, wenn das Parlament einzelne Aufgaben an seine Unterglie-
derungen delegiert.41 Seit einiger Zeit diskutiert wird die Frage, ob von Verfas-
sungs wegen jede Fraktion mit mindestens einem Mitglied in jedem Ausschuss
vertreten sein muss. Mit Verweis auf die praktische Relevanz der Ausschüsse wird
diese Frage im Schrifttum mehrheitlich bejaht.42 Inzwischen scheint sich auch
das BVerfG dieser Haltung zumindest vorsichtig anzunähern.43 In der Praxis wird

37 Zur Ausschussarbeit instruktiv Winkelmann, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch
Parlamentsrecht, 2016, § 23.
38 Korioth, Staatsrecht I, 5. Aufl. 2020, Rn. 392 ff.; ähnlich BVerfG, Urt. v. 21.2.1989, Az.: 2 BvE 1/
88, Rn. 120 = BVerfGE 80, 188 (221 f.) –Wüppesahl.
39 Dazu BVerfG, Urt. v. 21.2.1989, Az.: 2 BvE 1/88, Rn. 119 ff. = BVerfGE 80, 188 (221 ff.) –Wüppe-
sahl.
40 BVerfG, Urt. v. 8.12.2004, Az.: 2 BvE 3/02, Rn. 46 = BVerfGE 112, 118 (133) – Vermittlungsaus-
schuss.
41 Im Einzelnen Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 263 ff.
42 Statt vieler Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 265 (m. w. N. in Fn. 85). Für das
Verhältnis von Ausschüssen zu Unterausschüssen trägt die GOBT dem Rechnung, § 55 III GOBT,
für Untersuchungsausschüsse ordnet § 4 S. 3 PUAG eine Berücksichtigung aller Fraktionen an.
Unter den gegenwärtigen Vorgaben des § 10 I GOBT sprechen wohl bessere Gründe für diese Auf-
fassung, ähnlich Zeh, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 52
Rn. 46.
43 Siehe die Ausführungen zum Spiegelbildlichkeitsgrundsatz aus der jüngeren Rechtspre-
chung, exemplarisch BVerfG, Urt. v. 8.12.2004, Az.: 2 BvE 3/02, Rn. 46 ff. = BVerfGE 112, 118
(133 ff.) – Vermittlungsausschuss; BVerfG, Urt. v. 28.2.2012, Az.: 2 BvE 8/11, Rn. 126 ff. = BVerfGE
130, 318 (353 ff.) – Stabilisierungsmechanismusgesetz. In eine andere Richtung noch BVerfG, Urt.
v. 14.1.1986, Az.: 2 BvE 14/83 u. a., Rn. 156 ff. = BVerfGE 70, 324 (363 ff.) – Haushaltskontrolle der
Nachrichtendienste, mit deutlicher Kritik bereits die Sondervoten der Richter Mahrenholz (369 ff.)
und Böckenförde (382 ff.).
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das Problem regelmäßig dadurch umgangen, dass im Einsetzungsbeschluss nach
§ 57 I 1 GOBT Ausschussgrößen gewählt werden, bei denen diesen Überlegungen
Rechnung getragen werden kann.44 Dabei obliegt es gemäß § 57 II 1 GOBT den
Fraktionen, Ausschussmitglieder (und deren Stellvertreter:innen) zu benennen.
Auch bei der Wahl des oder der Ausschussvorsitzenden sind die Fraktionen aus-
weislich § 12 1 GOBT nach ihrem Stärkeverhältnis zu berücksichtigen.45

Fraktionen haben überdies Einfluss auf die parlamentarische Debatte. Das
Rederecht der Abgeordneten46 wird hier von der Geschäftsordnung überformt,47

die Fraktionen in §§ 28, 35 GOBT48 diesbezüglich eine exponierte Stellung zu-
weist. Auch die Erteilung des Wortes bei einer Befragung der Bundesregierung
nach § 106 II GOBT iVm Anlage 7 zur GOBT orientiert sich am Stärkeverhältnis der
Fraktionen (Punkt 6 der Anlage, der insoweit auf § 28 I GOBT verweist).

IV. Anspruch auf Geld- und Sachleistungen, § 58 AbgG

§ 58 I AbgG räumt Fraktionen zur Erfüllung ihrer Aufgaben einen Anspruch auf
Geld- und Sachleistungen ein.49 Näheres regelt § 58 II-V AbgG.

D. Fraktionszwang und Fraktionsdisziplin

Dass eine Organisation in Fraktionen notwendigerweise mit einer gewissen Bin-
dung von Abgeordneten einhergeht, hat das BVerfG früh gesehen und für unpro-

44 Ausführlich (auch zu Berechnungsverfahren) Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020,
Rn. 262 ff.
45 Instruktiv Krings, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 17
Rn. 50; zu Fragen der Abwahl eines oder einer Ausschussvorsitzenden jüngst (im Verfahren einst-
weiligen Rechtsschutzes) BVerfG, Beschl. v. 4.5.2020, Az.: 2 BvE 1/20 = BVerfGE 154, 1 – Abwahl
des Vorsitzenden des Rechtsausschusses.
46 Siehe bereits BVerfG, Urt. v. 14.7.1959, Az.: 2 BvE 2, 3/58 = BVerfGE 10, 4 (LS. 2 und 12) – Rede-
zeit.
47 Das galt schon für die Frankfurter Paulskirchenversammlung, Hauenschild, Wesen und
Rechtsnatur der parlamentarischen Fraktionen, 1968, S. 24 f.
48 Dazu die Erläuterungen zu den Bestimmungen bei Roll, Geschäftsordnung des Deutschen
Bundestages, 2001, § 28 und § 35.
49 Die Zulässigkeit dieser Finanzierung hat das BVerfG früh anerkannt, BVerfG, Urt. v. 19.7.1966,
Az.: 2 BvF 1/65, Rn. 150 ff. = BVerfGE 20, 56 (104 f.) – Parteienfinanzierung I; jüngst BVerfG,
Beschl. v. 15.7.2015, Az.: 2 BvE 4/12, Rn. 71 = BVerfGE 140, 1 (26) – Finanzmittelzuweisung im Bun-
destag. Im Bundeshaushaltsplan 2021 waren im Einzelplan 02, Titel 684 01-011 „Geldleistungen
an die Fraktionen des Deutschen Bundestages“ in Höhe von 121.474.000 Euro vorgesehen.
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blematisch erachtet, soweit „diese Bindung [...] nicht über das hinaus[geht], was
zur Sicherung des Ablaufs der Parlamentsarbeit geboten ist“ und solange „die
notwendige Entscheidungsfreiheit und Selbstverantwortlichkeit des einzelnen
Abgeordneten erhalten bleibt“50. Diese Prämissen wirken in einer weiter ausdiffe-
renzierten Rechtsprechung bis heute fort.

Fraktionen haben ein anerkennenswertes Interesse, auf den parlamentari-
schen Willensbildungsprozess als Vereinigung einzuwirken, also geschlossen auf-
zutreten. Einige unter dem Begriff „Fraktionsdisziplin“51 zusammengefasste
Verfahrensvorkehrungen und Verhaltensregeln, die diese Geschlossenheit herzu-
stellen suchen, markieren vor diesem Hintergrund überhaupt erst die Rechtfer-
tigung für ihre Existenz.

Als zulässig erachtet werden Maßnahmen, die auf ein Abweichen von der
Fraktionslinie von einem gewissen Gewicht reagieren. Dazu zählt der Ausschuss-
rückruf,52 dessen Zulässigkeit mit der Erwartung der Fraktion begründet wird,
sich dort nur von Mitgliedern vertreten lassen zu müssen, die die Linie der Frakti-
on zum Ausdruck zu bringen vermögen. Auch eine Abberufung aus Fraktions-
ämtern53 hält man mehrheitlich für ein zulässiges Instrument der Fraktions-
disziplin. Zuletzt wird ein Fraktionsausschluss jedenfalls dann mehrheitlich
für zulässig gehalten, wenn das Abweichen von der Fraktionslinie „nicht auf ei-
ne gelegentliche Querköpfigkeit in Sachfragen von untergeordneter Bedeutung“
zurückzuführen ist, „sondern ins Grundsätzliche reicht“54. Es bedarf eines „wich-
tige[n] Grund[es]“55. Zu bedenken ist, dass das freie Mandat von dieser frak-
tionsinternen „Sanktion“ unbeeinflusst bleibt. Grundsätzlich dürfen Maßnahmen
nicht schon bei einmaliger Abweichung von der Fraktionslinie ergriffen56 und ins-

50 BVerfG, Urt. v. 14.7.1959, Az.: 2 BvE 2, 3/58 = BVerfGE 10, 4 (14) – Redezeit.
51 Zu den Begriffen der „Fraktionsdisziplin“ und des „Fraktionszwanges“ instruktiv Hollo, JuS
2020, 928.
52 Diese Möglichkeit wird häufig als „actus contrarius“ aus dem Benennungsrecht der Fraktio-
nen aus §§ 12, 57 II 1 GOBT hergeleitet, Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 282.
Für die Zulässigkeit etwa Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020, Art. 38 Rn. 51; kritisch
Klein/Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Kommentar, 95. EL 7.2021, Art. 38 Rn. 242 sowie
neuere Stimmen, die den Rückruf eher als „kleinen Fraktionsausschluss“ behandeln wollen und
insoweit vor allem prozedurale Vorkehrungen (etwa ein Recht auf Anhörung) verlangen, dazu
Lenz/Schulz, NVwZ 2018, 627.
53 Etwa Butzer, in: BeckOK GG, 50. Ed. 15.2.2022, Art. 38 Rn. 132.
54 Klein, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 51 Rn. 17 m. w. N.; ablehnend al-
lerdings Achterberg, Parlamentsrecht, 1984, S. 219.
55 Butzer, in: BeckOK GG, 50. Ed. 15.2.2022, Art. 38 Rn. 132.1.
56 Wenn § 56 I AbgG Fraktionen auf Grundsätze parlamentarischer Demokratie verpflichtet, ge-
hört dazu auch die Pflicht, eine innerfraktionelle Opposition in gewissen Grenzen zu tolerieren,
dazu Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 284.
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besondere nicht an eine konkrete Entscheidung von Abgeordneten geknüpft wer-
den.57 Maßnahmen sind nicht als „Sanktion“ zulässig, sondern nur mit Blick auf
das berechtigte Interesse einer Fraktion, geschlossen in den parlamentarischen
Willensbildungsprozess hineinzuwirken.

Die keineswegs trennscharfe Grenze58 zum unzulässigen „Fraktions-
zwang“ ist jedenfalls erreicht bei einer „Verpflichtung des Abgeordneten, nach
Mehrheitsbeschlüssen der Fraktion zu stimmen“59. Von dieser Kategorie erfasst
werden also Fälle einer sanktionsbewehrten Verpflichtung zu einer bestimmten
Ausübung des Mandats,60 wobei im Einzelnen umstritten ist, ob die Sanktion von
der Fraktion selbst durchsetzbar sein muss (wie bei einem Fraktionsausschluss)
oder ob auch in anderen Konstellationen von einem Fraktionszwang zu sprechen
wäre, in denen die Fraktion diese Sanktion bloß in Aussicht stellen kann (etwa bei
der Androhung einer „Nichtwiederaufstellung als Kandidat“).61

E. Fraktionsausschluss oder: Der fraktionslose Abgeordnete

DieWirkungsmacht einzelner Parlamentarier:innen im Bundestag ist naturgemäß
begrenzt. Im Interesse einer „Funktionsfähigkeit“ des Parlaments und um der
Rechte anderer Mandatsträger:innen willen müssen Abgeordnete eine Beschrän-
kung ihrer Rechte im parlamentarischen Prozess notwendigerweise hinnehmen,62

ihre Mitwirkungsrechte „müssen sich […] – als Mitgliedschaftsrechte – in die not-
wendig gemeinschaftliche Ausübung einfügen“63. Vor diesem Hintergrund mar-
kiert der Ausschluss aus der Fraktion ein scharfes Schwert. Gleichwohl hält man
ihn mehrheitlich und aus guten Gründen – nämlich unter Verweis auf die Frakti-
on als „Tendenzgemeinschaft“64 – für grundsätzlich zulässig.65

57 Ähnlich Hollo, JuS 2020, 928 (930).
58 P. Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2018, Art. 38 Rn. 57: „Übergang […]
fließend“.
59 Butzer, in: BeckOK GG, 50. Ed. 15.2.2022, Art. 38 Rn. 131.
60 Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 279.
61 Hierzu P. Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2018, Art. 38 Rn. 57.
62 Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 38 Rn. 160 ff.; in grundsätzlicher Weise zu der
Stellung des fraktionslosen Abgeordneten lesenswert BVerfG, Urt. v. 13.6.1989, Az.: 2 BvE 1/88 =
BVerfGE 80, 188 –Wüppesahl.
63 Magiera, in: Sachs, Grundgesetz, 9. Aufl. 2021, Art. 38 Rn. 58.
64 Morlok, in: Dreier, GG, Bd. II, 3. Aufl. 2015, Art. 38 Rn. 180. Ganz auf dieser Linie argumentiert
etwa VerfGH RhPf, Urt. v. 30.10.2020, Az.: VGH O 52/20, Rn. 34 = BeckRS 2020, 29328, dass „[d]ie
Freiheit der Mandatsausübung und Fraktionsbildung des einzelnen Abgeordneten […] ihre Gren-
ze in den gleichen Rechten der übrigen Fraktionsmitglieder [findet]“.
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Angesichts der Wirkungen dieser Maßnahme finden sich aber zahlreiche Be-
mühungen, das Verfahren des Fraktionsausschlusses rechtlich einzuhegen. So
verlangt der rheinland-pfälzische Verfassungsgerichtshof in einer jüngeren Ent-
scheidung „ein rechtsstaatlichenMindestanforderungen genügendesVerfah-
ren sowie einen willkürfreien Entschluss der Fraktionsversammlung“66. Dazu ge-
hören mindestens eine „Gelegenheit [des oder der Betroffenen] zur wirksamen
Stellungnahme“unddie Existenz eines „wichtigenGrundes“ für denAusschluss.67

Die Entscheidung obliegt richtigerweise allein der Fraktionsvollversammlung.68

Wichtige Gründe können darin begründet liegen, dass sich ein Mindestmaß an in-
haltlicher Übereinstimmung nicht (mehr) herstellen lässt oder dass das Vertrau-
ensverhältnis derart nachhaltig gestört ist, dass der Fraktion eine weitere Zusam-
menarbeit nicht mehr zumutbar erscheint.69 Bei der Frage, ob ein wichtiger Grund
vorliegt, genießendie Fraktionen einenBeurteilungsspielraum, der gerichtlich nur
eingeschränkt nachvollziehbar ist70– letztlich handelt es sich auch und gerade um
eine politische Bewertung, ob noch ein Mindestmaß an inhaltlicher Übereinstim-
mung besteht.

F. Prozessuales

I. Organstreit

Fraktionen sind in der GOBT mit eigenen Rechten ausgestattet und können daher
beteiligtenfähige Partei eines Organstreitverfahrens vor dem BVerfG sein (Art. 93 I
Nr. 1 GG, §§ 13 Nr. 5, 63 ff. BVerfGG).71 In diesem Rahmen können sie in Prozess-
standschaft auch Rechte des Bundestages geltend machen.

65 Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 283; Schreiber, in: Friauf/Höfling, Berli-
ner Kommentar zum Grundgesetz, 42. EL (VIII/13), Art. 38 Rn. 198.
66 VerfGH RhPf, Urt. v. 30.10.2020, Az.: VGH O 52/20, Rn. 35 = BeckRS 2020, 29328; ähnlich P.
Müller, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2018, Art. 38 Rn. 58.
67 VerfGH RhPf, Urt. v. 30.10.2020, Az.: VGH O 52/20, Rn. 36, 44 ff. = BeckRS 2020, 29328.
68 Butzer, in: BeckOK GG, 50. Ed. 15.2.2022, Art. 38 Rn. 132.1.
69 Zu verschiedenen Gründen Trute, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Art. 38 Rn. 122;
VerfGH RhPf, Urt. v. 30.10.2020, Az.: VGH O 52/20, Rn. 46 f. = BeckRS 2020, 29328.
70 Lenz, NVwZ 2005, 364 (368 m. w. N.); sehr weitreichend argumentiert VerfGH RhPf, Urt.
v. 30.10.2020, Az.: VGH O 52/20, Rn. 50 ff. = BeckRS 2020, 29328, „die Prüfung eines ‚wichtigen
Grundes‘ [sei] […] auf eine Willkürkontrolle zu beschränken“.
71 Zum Beispiel BVerfG, Urt. v. 14.1.1986, Az.: 2 BvE 14/83 u. a., Rn. 116 ff. = BVerfGE 70, 324
(350 f.) –Haushaltskontrolle der Nachrichtendienste; BVerfG, Beschl. v. 1.7.2009, Az.: 2 BvE 5/06,
Rn. 114 ff. = BVerfGE 124, 161 (187) – Überwachung von Bundestagsabgeordneten.
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II. Abstrakte Normenkontrolle

Unter den in Art. 93 I Nr. 2 GG, §§ 13 Nr. 6, 76 ff. BVerfGG benannten Vorausset-
zungen, das heißt insbesondere: wenn sie allein oder gemeinsam mit anderen
Fraktionen ein Viertel der Mitglieder des Bundestages stellt, kann die Fraktion ei-
ne abstrakte Normenkontrolle anstrengen. Indes sind es genau genommen Par-
lamentarier:innen in ihrem Zusammenwirken (nicht die Fraktion als rechts- und
prozessfähige Vereinigung nach § 54 I, II AbgG), die ein Normenkontrollverfahren
auf den Weg bringen. Nach dem Normtext des Art. 93 I Nr. 2 GG kommt es auf ein
Viertel der Abgeordneten an.

G. Gruppen im Sinne von § 10 IV GOBT

Nach § 10 IV 1 GOBT können mehrere Abgeordnete, die die von § 10 I 1 GOBT ge-
forderte Fraktionsmindeststärke nicht erreichen, als Gruppe anerkannt werden.72

Bedeutsam ist diese Möglichkeit vor allem in Fällen, in denen eine Mehrzahl von
Abgeordneten in den Bundestag eingezogen ist, ohne dass ihre Partei die Fünf-
prozenthürde nach § 6 III 1 BWahlG überwunden hat.73 Inzwischen hat sich eine
Art „Parlamentsbrauch“ etabliert, dem zufolge Gruppen etwa im Ältestenrat und
in Ausschüssen angemessen vertreten sein müssen, ihnen ihrer Größe entspre-
chende Redezeiten einzuräumen sind oder sie Vorlagen im Sinne von § 75 GOBT
einbringen dürfen.74

Weiterführende Studienliteratur
– Klein/Krings, Fraktionen, in:Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Parlamentsrecht, 2016, § 17.
– Jekewitz, Die Fraktionen, in: Schneider/Zeh, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis in

der Bundesrepublik Deutschland, 1989, § 37.
– Austermann/Waldhoff, Parlamentsrecht, 2020, Rn. 244 ff.

72 Unter bestimmten Umständen soll der Wortlaut dahingehend zu interpretieren sein, dass
„Gruppierungen […] als Gruppen anerkannt werden [müssen]“, BVerfG, Urt. v. 16.7.1991, Az.: 2
BvE 1/91, Rn. 84 = BVerfGE 84, 304 (324) – PDS/Linke Liste.
73 Instruktiv Klein, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 18
Rn. 8.
74 Klein, in: Morlok/Schliesky/Wiefelspütz, Handbuch Parlamentsrecht, 2016, § 18 Rn. 17 ff. Das
BVerfG hat sich in zwei Entscheidungen mit ihrer Rechtsstellung befasst: BVerfG, Urt.
v. 16.7.1991, Az.: 2 BvE 1/91 = BVerfGE 84, 304 – PDS/Linke Liste; BVerfG, Beschl. v. 17.9.1997,
Az.: 2 BvE 4/95 = BVerfGE 96, 264 – Fraktions- und Gruppenstatus; instruktiv auch BT-Drucks.
11/8169 (Gruppenstatus PDS-Abgeordneter) sowie BT-Drucks. 12/149 (Gruppenstatus BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN).
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Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Fraktionen sind Vereinigungen von Abgeordneten im Parlament (§ 10 I 1 GOBT).
– Ihre Rechtsstellung leiten sie aus den Rechten der einzelnen Abgeordneten (Art. 38 I 2

GG) her.
– Zahlreiche Rechtspositionen in der GOBT knüpfen an den Fraktionsstatus an.
– Als freiwillige Zusammenschlüsse sind sie Tendenzorganisationen. Ein gewisses Maß an

„Fraktionsdisziplin“ können sie von Mitgliedern einfordern. „Fraktionszwang“ ist un-
zulässig.
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